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Spender 

§ 8. (1) Blut und Blutbestandteile dürfen einem Spender nur mit seiner vorherigen schriftlichen 
Zustimmung entnommen werden. Die Zustimmung zur Gewinnung hat freiwillig und ohne Zwang zu 
erfolgen. 

(2) Vor der ersten Gewinnung von Blut oder Blutbestandteilen ist der Spender über das dabei 
angewendete Verfahren sowie über die mit einer Spende verbundenen möglichen Nebenwirkungen und 
Gefahren für seine Gesundheit aufzuklären. Diese Aufklärung ist bei wiederholt spendenden Personen 
einmal jährlich zu wiederholen. Der Spender ist weiters über den beabsichtigten Zweck der Verwendung 
der Spende aufzuklären. 

(3) Der Spender ist auf die jederzeit bestehende Möglichkeit, einen freiwilligen Selbstausschluß 
vornehmen zu können, besonders hinzuweisen. 

(4) Es ist untersagt, Spendern von Blut oder Blutbestandteilen oder dritten Personen für eine Spende 
einen Gewinn zukommen zu lassen oder zu versprechen. Erfolgt die Blutspende (Vollblut) für Produkte 
zur direkten Transfusion, so hat die Spende gänzlich unbezahlt zu erfolgen. Ein Aufwandersatz ist in 
diesen Fällen nur dann zulässig, wenn der Spender aufgrund eines unmittelbaren Bedarfs in einer akuten 
Notfallsituation von der Blutspendeeinrichtung zur unverzüglichen Spende aufgefordert wurde. 

(5) Der Schutz einer ausreichenden Privatsphäre des Spenders ist bei der Erhebung der Anamnese 
und der Eignungsuntersuchung zu gewährleisten. 

(6) Mitarbeiter der Blutspendeeinrichtung dürfen personenbezogene Daten des Spenders anderen 
Mitarbeitern nur in jenem Ausmaß bekannt geben, als es zu deren Aufgabenerfüllung erforderlich ist. 

(7) Der Spender ist durch einen Aushang in der Blutspendeeinrichtung oder auf andere geeignete 
Weise darauf hinzuweisen, daß eine Blutspende keine angebrachte Methode zur Ermittlung seines HIV-
Status ist und mit rechtlichen Konsequenzen für den Spender verbunden sein kann. 
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